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Bonn, den 30. Oktober 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 16. Februar 1962 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Großherzog- 
tum Luxemburg über die Zusammenlegung 
der Grenzabfertigung und über die Errichtung 
von Gemeinschafts- oder Betriebswechsel- 
bahnhöfen an der deutsch-luxemburgischen 
Grenze 


nebst Begründung und dem Wortlaut des Abkommens in deut- 
scher und französischer Sprache sowie die Denkschrift zum 
Abkommen mit 2 Anlagen mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 26. Oktober 1962 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf des Gesetzes keine Einwendungen zu erheben. Er ist 
der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck; Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 16. Februar 1962 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Großherzogtum Luxemburg 
über die Zusammenlegung der Grenzabfertigung 
und über die Errichtung von Gemeinsdiafts- oder Betriebswechselbahnhöfen 
an der deutsch-luxemburgischen Grenze 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 16. Februar 1962 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Großherzogtum Luxemburg über die 
Zusammenlegung der Grenzabfertigung und über 
die Errichtung von Gemeinschafts- oder Betriebs- 
wechselbahnhöfen an der deutsch-luxemburgischen 
Grenze wird zugestimmt. Das Abkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Die Bundesminister des Innern und der Finanzen 
werden jeweils für ihren Geschäftsbereich ermäch- 
tigt, ohne Zustimmung des Bundesrates die zur 
Durchführung von Vereinbarungen nach Artikel 1 
Abs. 3 und 4 des Abkommens über 


a) die nebeneinanderliegenden nationalen Grenz- 
abfertigungsstellen und 

b) die Strecken, auf denen in Zügen oder auf 
Schiffen während der Fahrt von den Bedien- 
steten beider Staaten abgefertigt werden kann, 

erforderlichen Rechtsverordnungen zu erlassen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 38 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, weil es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 78 
in Verbindung mit Artikel 105 Abs. 3 und Artikel 
106 Abs. 2 des Grundgesetzes erforderlich, weil die 
in dem Abkommen vorgesehenen Steuervergünsti- 
gungen auch den Ländern zufließende Steuern ein- 
schließen. Dies trifft zu für Artikel 20 Abs- 1 Satz 1 
(bezüglich der Biersteuer, soweit sie als Eingangs- 
abgabe zu erheben wäre) und Artikel 20 Abs. 1 
Satz 2 (bezüglich der Kraftfahrzeugsteuer). Die 
Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich ferner aus 
Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes, weil unter den 
Behörden des Gebietsstaates im Sinne des Artikels 
14 auch Landesbehörden zu verstehen sind. 

Zu Artikel 2 

Die Vereinbarungen nach Artikel 1 Abs. 3 und 4 
des Abkommens haben normativen Charakter. Sie 
sollen durch Rechtsverordnungen innerstaatlich 
durchgesetzt werden. Darin werden insbesondere 
die Grenzabfertigungsstellen sowie die Strecken 
einschließlich ihrer Zonen bestimmt. Aus sachlichen 
Gründen ist geboten, die Rechtsverordnungen ohne 
Zustimmung des Bundesrates zu erlassen. Es wird 
sich entsprechend den Bedürfnissen des grenzüber- 
schreitenden Verkehrs häufig die Notwendigkeit 
ergeben, die Vereinbarungen nach Artikel 1 Abs. 3 


und 4 des Abkommens kurzfristig zu ändern (z. B. 
bei Fahrplanänderungen). Der Vollzug der Verein- 
barungen im innerstaatlichen Bereich wäre in der 
kurzen zur Verfügung stehenden Zeit kaum möglich, 
wenn die Zustimmung des Bundesrates erforderlich 
wäre. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen und die nach Artikel 2 dieses Ge- 
setzes zu erlassenden Rechtsverordnungen sollen 
auch auf das Land Berlin Anwendung finden; das 
Gesetz enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 38 Abs. 2 in Kraft 
tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Durch die Ausführung des Gesetzes selbst werden 
Bund, Länder und Gemeinden nicht mit Kosten be- 
lastet. Soweit durch die auf Grund des Abkommens 
abzuschließenden Einzelvereinbarungen Kosten ent- 
stehen, ist darüber im Zusammenhang mit den 
Einzelvereinbarungen zu gegebener Zeit fallweise 
zu befinden. Ihre Höhe hängt von dem jeweiligen 
Inhalt der mit den zuständigen luxemburgischen 
Stellen abzuschließenden Einzelvereinbarimgen ab 
und kann zur Zeit noch nicht geschätzt werden. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Großherzogtum Luxemburg 
über die Zusammenlegung der Grenzabfertigung 
und über die Errichtung von Gemeinschafts- oder Betriebswechselbahnhöfen 
an der deutsch-luxemburgischen Grenze 

Accord 

entre la Republique Föderale d'Allemagne 
et le Grand-Duche de Luxembourg 
relatif au controle frontalier en commun 
et ä la Creation de gares communes et d'echange 
ä la frontiere luxembourgeoise-allemande 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

IHRE KÖNIGLICHE HOHEIT 
DIE GROSSHERZOGIN VON LUXEMBURG, 

IN DEM WUNSCH, den Übergang über die gemein- 
same Grenze mit der Eisenbahn, auf der Straße und auf 
den Schiffahrtswegen zu erleichtern, sind übereingekom- 
men, ein Abkommen zu schließen und haben hierfür zu 
ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Prof. Dr. Karl Carstens, 
Staatssekretär des Auswärtigen Amts, 

und 

Herrn Dr. Karl Zepf, 
Ministerialdirektor 
im Bundesministerium der Finanzen, 

Ihre Königliche Hoheit die Großherzogin von Luxem- 
burg 

Herrn Dr. Jean-Pierre Kremer, 

Großherzoglicb Luxemburgischer Botschafter in Bonn, 

und 

Herrn Emile B r i s b o i s , 

Direktor der Zollverwaltung in Luxemburg, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten nachstehende Bestimmungen 
vereinbart haben: 

TEIL I 

Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 1 

(1) Die Vertragsparteien werden im Rahmen dieses 
Abkommens den Übergang über die gemeinsame Grenze 
mit der Eisenbahn, auf der Straße und auf den Schiff- 
fahrtswegen erleichtern. 

(2) Zu dem im Absatz 1 vorgesehenen Zweck 

a) errichten sie nebeneinanderliegende nationale 
Grenzabfertigungsstellen ; 


LE PRESIDENT 

DE LA REPUBLIQUE FEDERALE D'ALLEMAGNE 
et 

SON ALTESSE ROYALE 
LA GRANDE-DUCFIESSE DE LUXEMBOURG 

DESIREUX de faciliter le franchissement de la frontiere 
commune par la voie ferree, par la route et par la voie 
navigable, sont convenus de conclure un Accord et ont 
designe ä cet effet comme Plenipotentiaires: 

Le President de la Republique Föderale d'Allemagne 
M. Karl Carstens, 

Secretaire d'Etat au Ministere des Affaires Etrangeres, 
et 

M. Karl Zepf, 

Directeur au Ministere des Financcs, 


Son Aitesse Royale la Grande-Duchesse de Luxembourg 

M. Jean-Pierre Kremer, 

Ambassadeur du Grand-Duche de Luxembourg, 

et 

M. Emile Brisbois, 

Directeur des Douanes, 

lesquels, apres avoir echange leurs pleins pouvoirs, re- 
connus en bonne et due forme, sont convenus des dis- 
positions qui suivent: 

PARTIE I 

Dispositions generales 
Article Hr 

(1) Les Parties Contractantes faciliteront, dans le cadre 
du present Accord, le franchissement de Icur frontiere 
commune, par la voie ferree, par la route et par la voie 
navigable. 

(2) Aux fins prevues au paragraphe 

a) elles creeront des bureaux ä contröles natio- 
naux juxtaposes; 
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b) lassen sie die Grenzabfertigung in Zügen und 
auf Schiffen während der Fahrt auf bestimmten 
Strecken zu; 

c) bestimmen sie Gemeinschafts- oder Betriebs- 
wechselbahnhöfe ; 

d) ermächtigen sie die Bediensteten der mit der 
Grenzabfertigung betrauten Verwaltungen jedes 
der beiden Staaten in den Fällen unter den 
Buchstaben a und b und das Personal der Eisen- 
bahnverwaltungen jedes der beiden Staaten in 
den Fällen unter den Buchstaben a, b und c, 
ihre Befugnisse auf dem Gebiet des anderen 
Staates auszuüben. 

(3) Die zuständigen Minister der Vertragsparteien wer- 
den durch gemeinsame Vereinbarung bestimmen, in wel- 
chen Fällen und in welchem Umfang die Grenzabfertigung 
des einen Staates auf dem Gebiet des anderen Staates 
durchgeführt wird, sowie in weichen Fällen Bahnhöfe 
nach Absatz 2 Buchstabe c bestimmt werden. 

(4) Die Vereinbarungen über die Errichtung, Verlegung 
oder Aufhebung nebeneinanderliegender nationaler Grenz- 
abfertigungsstellen, die Bestimmung der Strecken, auf 
denen die Züge oder die Schiffe während der Fahrt abge- 
fertigt werden können, die Abgrenzung der Zone nach 
Artikel 3 sowie die Vereinbarungen über die Bestimmung 
von Gemeinschafts- oder Betriebswechselbahnhöfen wer- 
den durch den Austausch von Noten auf diplomatischem 
Wege bestätigt und in Kraft gesetzt. 


Artikel 2 

Im Sinne dieses Abkommens bezeichnen die Begriffe: 

1. „Grenzabfertigung" die Durchführung aller Maßnah- 
men, die nach den Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften der Vertragsparteien auf Personen, Gepäck- 
stücke, Waren, Fahrzeuge und andere Vermögens- 
werte beim Grenzübergang in der einen oder der 
anderen Richtung anzu wenden sind; 

2. „Zone" den bestimmten Teil im Gebiet eines der 
Staaten oder den Zug und das Schiff wahrend der 
Fahrt, in denen die Bediensteten des Nachbarstaates 
berechtigt sind, die Grenzabfertigung vorzunehmen; 

3. „Gebietsstaat" den Staat, in dessen Gebiet die Zone 
liegt; 

„Nachbarstaat" den anderen Staat; 

4. „Bedienstete" die Personen, die zu den mit der 
Grenzabfertigung beauftragten Verwaltungen ge- 
hören und ihren Dienst in der Zone ausüben (für das 
Personal der Eisenbahnverwaltungen siehe Teil IV 
dieses Abkommens); 

5. „Dienststellen" die in der Zone nebeneinanderliegen- 
den Grenzabfertigungsstellen der Vertragsparteien. 


Artikel 3 

Die Zone umfaßt: 

1. Im Eisenbahnverkehr: 

A. bei der Grenzabfertigung in den Dienststellen: 

a) einen bestimmten Abschnitt des Bahnhofs und 
seiner Anlagen; 

b) die Personen- oder Güterzüge und einen be- 
stimmten Teil der Gleise, auf welchen diese 
Züge halten, während der gesamten Dauer 
der Grenzabfertigung; 

c) einen bestimmten Teil der Bahnsteige und der 
Gleise, die beiderseits der haltenden Züge 
gelegen sind; 


b) elles permettront les contröles des trains et des 
bateaux en cours de route sur des parcours 
determines; 

c) elles designeront des gares communes ou d'e- 
change; 

d) elles autoriseront ä exercer leurs fonctions sur 
le territoire de l'autre Etat les agents des ad- 
ministrations de chacun des deux Etats charges 
des contröles dans les cas vises sous les lettres 

a) et b) et le personnel des administrations fer- 
roviaires de chacun des deux Etats dans les cas 
vises SOUS les lettres a), b) et c). 

(3) Les Ministres competents des Parties Contractantes 
determineront de commun accord dans quels cas et dans 
quelle mesure les contröles de Tun des Etats s'effectue- 
ront sur le territoire de l'autre Etat et dans quels cas 
des gares seront designees conformement au para- 
graphe 2, lettre c). 

(4) Les arrangements concernant la creation, le de- 
placement ou la suppression des bureaux ä contröles 
nationaux juxtaposes, la determination des parcours sur 
lesquels les trains ou les bateaux peuvent etre contröles 
en cours de route et la delimitation de la zone confor- 
mement ä l'article 3, ainsi que les arrangements con- 
cernant la designation des gares communes ou d'echange 
pour le trafic ferroviaire seront confirmes et deviendront 
effectifs par l'echange de notes par la voie diplomatique. 


Article 2 

Aux fins du present Accord, on entend par: 

1. «contröles», l'execution de toutes les mesures pre- 
vues par les prescriptions legales et reglementaires 
des Parties Contractantes et applicables aux per- 
sonnes, bagages, marchandises, vehicules et autres 
biens ä l'occasion du franchissement de la frontiere 
dans Tun ou l'autre sens; 

2. «Zone», la partie determinee de l'un des pays et 
le train ou le bateau en cours de route, oü les 
agents du pays limitrophe sont autorises ä exer- 
cer les contröles; 

3. «pays de sejour», le pays sur le territoire duquel 
se trouve la zone; 

«pays limitrophe», l'autre pays; 

4. «agents», les personnes appartenant aux adminis- 
trations chargees des contröles et qui exercent leurs 
fonctions dans la zone (en ce qui concerne le person- 
nel des administrations ferroviaires, voir partie IV 
du present Accord); 

5. «bureaux», les bureaux ä contröles nationaux jux- 
tapoises des Parties Contractantes, qui se trouvent 
dans la zone. 

Article 3 

La Zone comprend: 

1. En ce qui concerne le trafic ferroviaire: 

A. s'il s'agit de contröles aux bureaux: 

a) un secteur determine de la gare et de ses de- 
pendances; 

b) les trains de voyageurs ou de marchandises et 
une partie determinee des voies sur lesquelles 
ces trains stationnent, pendant toute la duree 
des contröles; 

c) une partie determinee des quais et des voies 
qui sont situes de part et d'autre des trains 
ä Tarret; 
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d) die Personen- und Güterzüge zwischen dem 
Bahnhof und der Grenze des Nachbarstaates; 

B. bei der Grenzabfertigung im Zug während der 
Fahrt den Zug auf einer bestimmten Strecke 
sowie gegebenenfalls bestimmte Teile der Bahn- 
höfe, in denen diese Strecke beginnt oder endet. 

2. Im Straßenverkehr, in dem sich die Zone bis zur 

Grenze erstrecken muß: 

a) einen Abschnitt der Straße; 

b) gegebenenfalls einen Teil der Dienstgebäude 
sowie ihrer Anlagen. 

3. Im Schiffsverkehr: 

a) einen Teil der Dienstgebäude; 

b) Teile der Wasserstraßen sowie Ufer- und Hafen- 
anlagen einschließlich der Anlegestellen; 

c) Lagerräume; 

d) soweit erforderlich, die Wasserstraße zwischen 
der Grenze und der Grenzabfertigungsstelle; 

e) bei der Grenzabfertigung auf dem Sdiiff wahrend 
der Fahrt das Schiff sowie das begleitende Kon- 
trollboot auf der vorgesehenen Strecke. 

Artikel 4 

In der Zone gelten die die Grenzabfeitigung betreffen- 
den Rechts- und Verwaltungsvorsdiriften des Nachbar- 
staates gemäß den Bestimmungen dieses Abkommens, 
wie sie in der Gemeinde gelten, die von dessen Regie- 
rung zu diesem Zweck bezeichnet wird. Zuwiderhand- 
lungen gegen diese Vorschriften, die im Gebietsstaat 
begangen werden, gelten als in dieser Gemeinde des 
Nachbarstaates begangen. 

Artikel 5 

Dieses Abkommen berührt nicht die Befugnisse der 
Behörden des Gebietsstaates, die öffentliche Ordnung in 
der Zone aufrechtzuerhalten, sowie die strafbaren Hand- 
lungen zu verfolgen, die in der Zone begangen werden 
und keine Zuwiderhandlungen gegen die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Grenzabfertigung dar- 
stellen. 

Artikel 6 

(1) Wird eine Person in der Zone bei der Begehung 
einer strafbaren Handlung nach Artikel 5 betroffen, kann 
sie von den Behörden des Gebietsstaates unter den Vor- 
aussetzungen, die seine Gesetze vorsehen, verhaftet 
werden. 

(2) Die Verhaftung bedarf jedoch der Zustimmung der 
Bediensteten des Nachbarstaates, wenn die strafbare 
Handlung begangen wird, während diese Bediensteten 
die Grenzabfertigung durchführen oder wenn der Be- 
troffene von ihnen nach Artikel 9 Absatz 1 ergriffen und 
festgehalten wird, um in den Nachbarstaat gebracht zu 
werden. 

Artikel 7 

(1) Bei der Grenzabfertigung in der Zone werden die 
Amtshandlungen des Ausgangsstaates vor den ent- 
sprechenden Amtshandlungen des Eingangsstaates clurch- 
geführt. 

(2) Von dem Augenblick an, in dem die Bediensteten 
des Eingangsstaates ihre Amtshandlungen begonnen 
haben, gilt folgendes: 


d) les trains de voyageurs et de marchandises 
entre la gare et la frontiere du pays limi- 
trophe; 

B. s'il s'agit des contröles d'un train en cours de 
marche, le train sur un parcours determine et, 
eventuellement, un secteur determine de la gare 
oü commence ce parcours et de la gare oü il 
prend fin. 

2. En ce qui concerne le trafic routier, pour Icquel la 

Zone doit s’etendre jusqu’ä la frontiere: 

a) une portion de la route; 

b) eventuellement, une partie des bätiments de Ser- 
vice et de leurs annexes. 

3. En ce qui concerne le trafic fluvial: 

a) une partie des bätiments de Service; 

b) certaines parties des voies fluviales ainsi que des 
installations riveraines et portuaires y compris 
les appontements; 

c) les magasins et entrepöts; 

d) pour autant que de besoin la voie fluviale entre 
la frontiere et le lieu du contröle frontalier; 

e) en cas de contröle sur le bateau en route, le 
bateau ainsi que le bateau de contröle convoyeur 
sur le parcours prevu. 

Article 4 

Les prescriptions legales et reglementaires du pays 
limitrophc relatives aux contröles sont applicables dans 
la Zone, conformement aux dispositions du present Ac- 
cord, tolles qu'elles sont applicables dans la commune ä 
designer ä cet effet par le Gouvernement dudit pays. Les 
infractions auxdites prescriptions, commises sur le lerri- 
toire du pays de sejour, sont reputees commises sur le 
territoire du pays limitrophe dans cette commune. 

Article 5 

Le present Accord ne prejudicie pas aux pouvoirs des 
autorites du pays de sejour quant au droit de maintenir 
l'ordre public dans la zone et de poursuivre les faits 
punissables commis dans la zone et ejui ne constituent 
pas des infractions aux prescriptions legales et regle- 
mentaires relatives aux contröles. 


Article 6 

(1) Lorsqu’une personne est surprise dans la zone ä 
commettre un fait punissable vise a l'arlicle 5, eile peut 
etre mise en etat d'arrestation par les autorites du pays 
de sejour dans les conditions prevues par les lois de ce 
pays. 

(2) L'arrestation est toutefois subordonnee au consen- 
tement des agents du pays limitrophe, si le fait est com- 
mis pendant que ces agents procedent aux contröles ou 
alors que I’interesse est en vertu de I'article 9, para- 
graphe Hr, apprehende jjar eux et maintenu en deten- 
tion en vue de son tran^mrt dans le pays limitrophe. 

Article / 

(1) Pour les contröles dans la zone, les operations du 
pays de sortie sont effectuees avant les operations cor- 
respondantes du pays d'entree. 

(2) A partir du moment oü les agents du pays d’entree 
ont commence leurs operations: 
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a) die die Grenzabfertigung betreffenden Rechts- 
und Verwaltungsvorsdiriften des Eingangsstaa- 
tes werden anwendbar; 

b) wenn der Nachbarstaat Ausgangsstaat ist, kön- 
nen die entsprechenden Bediensteten dieses 
Staates Personen, Gepäckstücke, Waren, Fahr- 
zeuge und andere Vermögensv/erte nicht mehr 
abfertigen; 

c) wenn der Gebietsstaat Ausgangsstaat ist, kön- 
nen die entsprechenden Bediensteten dieses 
Staates die Grenzabfertigung der von ihnen 
bereits abgefertigten Personen, der Gepäck- 
stücke, der Waren, der Fahrzeuge und der 
anderen Vermögenswerte nicht wieder aufneh- 
men, es sei denn in hinreichend gerechtfertigten 
Fällen mit Zustimmung der zuständigen örtlichen 
Behörden des Eingangsstaates. 

(3) Vor Beendigung der Ausgangsgrenzabfertigung des 
Nachbarstaates sind die Behörden des Gebietsstaates in 
der Zone nicht berechtigt, Personen festzunehmen oder 
Gepäckstücke, Waren, Fahrzeuge und andere Vermögens- 
werte zu beschlagnahmen, die dieser Abfertigung unter- 
liegen. 

(4) Nach Beginn der Eingangsgrenzabfertigung des 
Nachbarstaates sind die Behörden des Gebietsstaates in 
der Zone nicht mehr berechtigt, Personen festzunehmen 
oder Gepäckstücke, Waren, Fahrzeuge und andere Ver- 
mögenswerte, die dieser Abfertigung unterliegen, zu be- 
schlagnahmen, wenn die Bediensteten des Nachbarstaates 
diese Maßnahmen selbst ergriffen haben. 

Artikel 8 

(1) Im Straßenverkehr dürfen die Behörden des Ge- 
bietsstaates Personen nicht festnehmen oder zurückweisen, 
die sich nur für kurze Zeit aus dem Nachbarstaat zu den 
in der Zone gelegenen Dienststellen dieses Staates aus 
anderen Gründen als zum Grenzübertritt begeben. 

(2) Die Behörden des Gebietsstaates können für die in 
Absatz 1 genannten Personen besondere überwachungs- 
inaßnahmen vorsehen. 


Artikel 9 

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaates sind im Rah- 
men dieses Abkommens berechtigt, in der Zone alle in 
den Rechts- und Verwaltungsvorschriften dieses Staates 
vorgesehenen Grenzabfertigungsmaßnahmen wie im eige- 
nen Staat durchzuführen. Insbesondere sind sie bereditigt, 
Zuwiderhandlungen festzustellen, Beschlagnahmen durch- 
zuführen, Unterwerfungsverhandlungen bezüglich der 
festgestellten Zuwiderhandlungen aufzunehmen sowie 
Gepäckstücke, Waren, Fahrzeuge und andere Vermögens- 
werte zur Sicherung von Abgaben oder Geldstrafen ein- 
zubehalten. Sie können auch Personen festnehmen, die 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften über den 
Grenzübertritt begehen oder die von den zuständigen 
Behörden des Nachbarstaates gesucht werden, Zurück- 
weisungen vornehmen und die festgehaltenen Personen 
in den Nachbarstaat verbringen. Die Verbringung in den 
Nachbarstaat, die in kürzester Frist vorzunehmen ist, 
kann auch mit Zügen erfolgen, in denen eine Grenz- 
abfertigung während der Fahrt nicht stattfindet. 

(2) Sie können die Geldbeträge, die aus der Erhebung 
von Zöllen oder anderen Steuern oder Gebühren oder 
aus Geldstrafen stammen, sowie die hinterlegten, einbe- 
haltenen oder beschlagnahmten Gepäckstücke, Waren, 
Fahrzeuge und andere Vermögenswerte in das Gebiet 
des Nachbarstaates verbringen. 


a) les prescriptions legales et reglementaires du 
pays d'entree relatives aux contröles devien- 
nent applicables; 

b) si le pays limitrophe est le pays de sortie, les 
agents correspondants de ce pays ne peuvent 
plus Controler les personnes, bagages, marchan- 
dises, vehicules et autres biens; 

c) si le pays de sejour est le pays de sortie, les 
agents correspondants de ce pays ne peuvent 
plus reprendre les contröles des personnes, ba- 
gages, marchandises, vehicules et autres biens 
qu’ils ont liberes, si ce n’est dans des cas dü- 
ment justifies et moyennant l'accord des autori- 
tes locales competentes du pays d’entree. 


(3) Avant la fin des contröles de sortie du pays limi- 
trophe, les autorites du pays de sejour ne sont pas auto- 
risees dans la Zone ä apprehender des personnes ni ä 
saisir des bagages, marchandises, vehicules et autres 
biens, qui sont soumis auxdits contröles. 

(4) Apres le commencement des contröles d'entree du 
pays limitrophe, les autorites du pays de sejour ne sont 
plus autorisees dans la zone ä apprehender des person- 
nes ni ä saisir des bagages, marchandises, vehicules et 
autres biens, qui sont soumis auxdits contröles, si les 
agents du pays limitrophe Font dejä fait. 


Article 8 

(1) En ce qui concerne le trafic routier, les autorites 
du pays de sejour ne peuvent apprehender ni refouler 
les personnes qui, venant du pays limitrophe, ne se 
rendent que momentanement dans la zone aupres des 
bureaux de ce dernier pays, pour des motifs autres que 
le franchissement de la frontiere. 

(2) Les autorites du pays de sejour peuvent prendre 
des mesures speciales de surveillance ä l'egard'des per- 
sonnes visees au paragraphe l^r, 


Article 9 

(1) Les agents du pays limitrophe sont autorises, dans 
le cadre du present Accord, ä executer dans la zone 
toutes les operations relatives aux contröles prevues 
par les prescriptions legales et reglementaires dudit 
pays comrne sur leur propre territoire. En particulier, 
ils sont autorises ä constater des infractions, ä effectuer 
des saisies, ä consentir des transactions sur les infrac- 
tions constatees et ä retenir les bagages, marchandises, 
vehicules et autres biens en garantie des redevabilites 
et amendes. Ils peuvent egalement arreter des personnes 
qui commettent des infractions aux prescriptions rela- 
tives au franchissement de la frontiere ou qui sont 
recherchees par les autorites competentes du pays 
limitrophe, proceder ä des refoulements et transferer les 
personnes apprehendees dans le pays limitrophe. Le 
transfert dans le pays limitrophe qui doit avoir lieu dans 
le plus bref delai, peut se faire aussi par des trains qui 
ne sont pas soumis aux contröles en cours de route, 

(2) Ils peuvent transferer sur le territoire du pays 
limitrophe les fonds provenant de la perception de 
droits de douane ou autres impöts, de retributions ou 
d'amendes, ainsi que les bagages, marchandises, vehi- 
cules et autres biens consignes, retenus ou saisis. 
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(3) Die Bediensteten des Nachbarstaates können im 
Gebietsstaat die von ihnen dort einbehaltenen oder be- 
schlagnahmten Gepäckstücke, Waren und Fahrzeuge ver- 
kaufen. Sie können den Verkaufserlös in den Nachbar- 
staat frei verbringen. Im Falle des Verkaufs sind auf 
Gepäckstücke, Waren und Fahrzeuge, die aus dem Nach- 
barstaat eingebracht und nicht unmittelbar in diesen 
Staat wieder zurückgebracht werden, die im Gebietsstaat 
für die Ein- oder Durchfuhr geltenden Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften anzuwenden. 

Artikel 10 

Die Bediensteten des Nachbarstaates sind nicht berech- 
tigt, Angehörige des Gebietsstaates festzunehmen oder 
zu verhaften oder sie in den Nachbarstaat zurückzu- 
weisen. Sie dürfen diese Personen jedoch zur Aufnahme 
einer Niederschrift über den Tatbestand ihrer im Gebiets- 
staat liegenden Dienststelle oder, wenn eine solche nicht 
besteht, der entsprechenden Behörde des Gebietsstaates 
vorführen. Bei der Aufnahme der Niederschrift muß ein 
Bediensteter des Gebietsstaates anwesend sein. 

Artikel 11 

(1) Gepäckstücke, Waren, Fahrzeuge und andere Ver- 
mögenswerte aus dem Nachbarstaat, die vor dessen 
Grenzabfertigung aus der Zone verbracht werden, sind 
von den Bediensteten des Gebietsstaates aufzugreifen 
und den Bediensteten des Nachbarstaates zu übergeben: 

a) wenn die Entdeckung auf Angaben der Bedien- 
steten des Nachbarstaates zurückzu führen ist; 

b) wenn die Tat in dem Nachbarstaat strafbar ist, 
ohne auch im Gebietsstaat strafbar zu sein; 

c) wenn es sich um Vermögenswerte handelt, deren 
Verbringung aus dem Nachbarstaat geeignet ist, 
diesem Staat erheblichen Schaden zuzufügen. 

(2) Die zuständigen Minister beider Staaten bestimmen 
von Zeit zu Zeit durch gemeinsame Vereinbarung unter 
Berücksichtigung der besonderen Schmuggelgefahr die 
Vermögenswerte, die unter Absatz 1 Buchstabe c fallen. 


Artikel 12 

Personen, die von den Bediensteten des Eingangsstaates 
zurückgewiesen werden, darf die Rückkehr in den Aus- 
gangsstaat nicht verweigert werden. 

Artikel 13 

(1) Die Bediensteten der Vertragsparteien unterstützen 
sich bei der Durchführung ihrer Aufgaben in der Zone 
soweit wie möglich, insbesondere um Zuwiderhandlungen 
gegen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften über den 
Grenzübergang zu verhüten oder zu ermitteln. Sie teilen 
sich hierzu so schnell wie möglich die Auskünfte mit, die 
für die Ausübung ihres Dienstes von Interesse sind. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 lassen die inner- 
staatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften unbe- 
rührt, die für die Erteilung der Auskünfte gegebenen- 
falls eine Ermächtigung anderer Behörden voraussetzen. 


TEIL II 
Bedienstete 
Artikel 14 

Die Behörden des Gebietsstaates gewähren den Bedien- 
steten des Nachbarstaates bei der Ausübung ihrer Befug- 


(3) Les agents du pays limitrophe peuvent vendre sur 
le territoire du pays de sejour les bagages, marchan- 
dises et vehicules qu'ils y ont retenus ou saisis. Ils 
peuvent transferer librement le produit de la vente dans 
le pays limitrophe. En cas de vente, les prescriptions 
legales et reglementaires en matiere d'importation ou 
de transit en vigueur dans le pays de sejour sont 
applicables aux bagages, marchandises et vehicules 
venant du pays limitrophe et qui ne sont pas reintro- 
duits immediatement dans ce pays. 

Article 10 

Les agents du pays limitrophe ne sont pas autorises 
ä apprehender ou ä arreter les ressortissants du pays 
de sejour, ni ä les refouler sur le territoire du pays 
limitrophe. Toutefois, ils peuvent les conduire ä leur 
bureau situe dans le pays de sejour, ou, ä defaut d’un 
tel bureau, devant l’autorite correspondante du pays de 
sejour, pour la redaction de l acte contraventionnel. Un 
agent du pays de sejour doit etre present lors de la 
redaction de cet acte. 

Article 11 

(1) Les bagages, marchandises, vehicules et autres 
biens venant du pays limitrophe qui, avant les contröles 
dudit pays, sont sortis de la zone, doivent etre saisis 
par les agents du pays de sejour et remis aux agents 
du pays limitrophe: 

a) lorsque la decouverte est faite ä la suite 
d'indications des agents du pays limitrophe; 

b) lorsque le fait est punissable dans le pays 
limitrophe, sans etre punissable dans le pays 
de sejour; 

c) lorsqu’il s'agit de biens dont la sortie du pays 
limitrophe est de nature ä occasionner un 
prejudice considerable audit pays. 

(2) Les Ministres competents des deux Etats deter- 
mineront periodiquement, de commun accord et en 
tenant compte du danger particulier de fraude, les biens 
auxquels seront appliquees les dispositions du para- 
graphe l^r, lettre c). 

Article 12 

Le retour dans le pays de sortie ne peut etre refuse 
aux personnes refoulees par les agents du pays d'entree. 

Article 13 

(!) Pour l'exercice de leurs fonctions dans la zone, les 
agents des Parties Contractantes se pretent assistance, 
dans la mesure du possible, en particulier pour prevenir 
et pour rechercher les infractions aux prescriptions 
legales et reglementaires relatives au franchissement de 
la frontiere. A cet effet, ils se communiquent aussi 
rapidement que possible les renseignements qui presen- 
tent un interet pour l'execution du service. 

(2) Les dispositions du paragraphe ne prejudicient 
pas aux prescriptions legales et reglementaires de droit 
interne subordonnant eventuellement la communication 
des renseignements ä une autorisation d'autres autorites. 


PARTIE II 

Agents 
Article 14 

Les autorites du pays de sejour accordent aux agents 
du pays limitrophe, ä l'occasion de l'exercice de leurs 
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nisse im Rahmen dieses Abkommens den gleichen Schutz 
und Beistand wie den entsprechenden Bediensteten ihres 
eigenen Staates. 

Artikel 15 

(1) Auf strafbare Handlungen, die in der Zone gegen 
die in Ausübung ihres Dienstes befindlichen Bediensteten 
des Nachbarstaates begangen werden, sind die für straf- 
bare Handlungen gegen gleichgestellte Bedienstete des 
Gebietsstaates geltenden strafrechtlichen Bestimmungen 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Hat im Rahmen des vorliegenden Abkommens ein 
Bediensteter des Nachbarstaates in Ausübung seines 
Dienstes im Gebietsstaat einem Staatsangehörigen des 
Gebietsstaates einen Schaden zugefügt, so haftet der 
Nachbarstaat oder die Gebietskörperschaft des Nachbar- 
staates, der der Bedienstete angehört, für den Schaden 
unter den gleichen Voraussetzungen, unter denen der 
Nachbarstaat oder die Gebietskörperschaft haften würde, 
wenn der Schaden im Nachbarstaat einem Angehörigen 
des Nachbarstaates zugefügt wäre. 

Artikel 16 

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaates, die in Anwen- 
dung dieses Abkommens ihren Dienst im Gebietsstaat 
auszuüben haben, sind vom Paß- und Sichtvermerkszwang 
befreit. 

(2) Sie bedürfen zum Grenzübertritt, um sich an den 
Ort ihrer Dienstausübung zu begeben, lediglich eines 
amtlichen Ausweises, der ihre Staatsangehörigkeit, ihre 
Identität, ihre Dienststellung und die Art ihrer Tätigkeit 
angibt. 

Artikel 17 

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaates, die in Anwen- 
dung dieses Abkommens ihren Dienst im Gebietsstaat 
auszuüben haben, können ihre nationale Dienstkleidung 
oder ein sichtbares Kennzeichen tragen. 

(2) Sie sind berechtigt, ihre Dienstwaffen zu tragen, 
dürfen dieselben aber nur im Falle der Notwehr ge- 
brauchen. 

Artikel 18 

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaates, die in An- 
wendung dieses Abkommens ihren Dienst im Gebiets- 
staat auszuüben haben, sind von allen öffentlich-recht- 
lichen persönlichen Dienstleistungen und Sachleistungen 
befreit. 

(2) Erleidet ein Bediensteter des Nachbarstaates, der in 
Anwendung dieses Abkommens seinen Dienst im Ge- 
bietsstaat auszuüben hat, durch einen Dienst- oder 
Arbeitsunfall einen Schaden, für den die Eisenbahnver- 
waltung des Gebietsstaates haftet, so übernimmt die 
Eisenbahnverwaltung des Nachbarstaates die Befriedi- 
gung der gegen die Eisenbahnverwaltung des Gebiets- 
staates bestehenden Schadensersatzansprüche, ohne gegen 
die Eisenbahnverwaltung des Gebietsstaates Rückgriff zu 
nehmen. 

Artikel 19 

(1) Das Dienstverhältnis der Bediensteten des Nachbar- 
staates richtet sich nach den Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften ihres Staates. 

(2) Strafbare Handlungen, die von den Bediensteten 
des Nachbarstaates im Gebietsstaat begangen werden, 
sind ihren Vorgesetzten unverzüglich mitzuteilen. 


fonctions dans le cadre de la presente Convention, les 
memes protection et assistance qu'aux agents correspon- 
dants de leur propre pays. 

A r t i c 1 e 15 

(1) En cas d'infraction coinniise dans la zone contre 
les agents du pays limitrophe "dans l'excrcice de leurs 
fonctions, il est fait application des dispositions penales 
qui repriment le fait similaire commis contre les agents 
du pays de sejour affectes a un seivice correspondant. 

(2) Lorsque, dans le cadre de la presente Convention, 
un agent du pays limitrophe a, dans l'execution d’un 
devoir de sa Charge, commis un dommage sur le terri- 
toire du pays de sejour au prejudice d'un ressortissant 
du pays de sejour, l'Etat ou l’autorite publique dont 
l'agent releve est tenu ä la reparation du dommage dans 
les conditions oü il le serait, si le dommage avait ete 
commis sur le territoire du pays limitrophe au prejudice 
d’un ressortissant dudit pays. 


A r ti c 1 e 16 

(1) Les agents du pays limitrophe qui, en application 
du present Accord, sont appeles ä exercer leurs fonc- 
tions sur le territoire du pays de sejour, sont dispenses 
des formalites de passeport et de visa. 

(2) Ils sont autorises ä franchir la frontiere sur simple 
justification de leur nationalite, de leur identite, de leur 
qualite et de la nature de leurs fonctions par la produc- 
tion d’une piece officielle, pour se rendre ä l’endroit oü 
ils doivent exercer leurs fonctions. 

Article 17 

(1) Les agents du pays limitrophe qui, en application 
du present Accord, sont appeles ä exercer leurs fonc- 
tions sur le territoire du pays de sejour, peuvent porter 
l'uniforme national ou un signe distinctif apparent. 

(2) Ils sont autorises ä porter leurs armes reglementai- 
res, mais ne peuvent en faire usage qu'en cas de legitime 
defense. 

Art i cl e 18 

(1) Les agents du pays limitrophe qui, en application 
du present Accord, sont appeles ä exercer leurs fonc- 
tions sur le territoire du pays de sejour sont, dans le 
domaine du droit public, exempts de charges person- 
nelles. 

(2) Si un agent du pays limitrophe, appele ä exercer 
ses fonctions sur le territoire du pays de sejour, en 
application du present Accord, subit un dommage resul- 
tant d'un accident survenu en Service ou ä l’occasion 
du Service et dont Fadministration ferroviaire de ce 
dernier pays est responsable, Fadministration ferroviaire 
du pays limitrophe prend en Charge le paiement des 
indemnites dues par Fadministration ferroviaire du pays 
de sejour, sans exercer de recours contre cette derniere 
administration. 

Article 19 

(1) Le Statut administratif des agents du pays limi- 
trophe est regi par les prescriptions legales et regle- 
mentaires de leur pays. 

(2) Les infractions commises par les agents du pays 
limitrophe sur le territoire du pays de sejour sont 
immediatement signalees ä leurs superieurs. 
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Artikel 20 

(1) Gegenstände des dienstlichen oder persönlichen 
Bedarfs einschließlich Lebensmittel, welche die Bedienste- 
ten des Nachbarstaates im Gebietsstaat aus Anlaß des 
Dienstes benötigen und von ihnen auf dem Wege zum 
und vom Dienst im Gebietsstaat mitgeführt werden, sind 
im Ein- und Wiederausgang auf Grund einer mündlichen 
Anmeldung und ohne Leistung einer Sicherheit frei von 
allen Zöllen und sonstigen Abgaben, Das gleiche gilt für 
Dienstfahrzeuge oder eigene Fahrzeuge, deren sich die 
Bediensteten zur Ausübung ihres Dienstes bedienen. 

(2) Sofern von den zuständigen Verwaltungen im 
gegenseitigen Einvernehmen nichts anderes bestimmt 
wird, finden Einfuhr- und Ausfuhrverbote oder -beschrän- 
kungen auf die in Absatz 1 bezeichneten Gegenstände 
keine Anwendung. 

(3) Die für notwendig gehaltenen überwachungsniaß- 
nahmen werden von den zuständigen Verwaltungen im 
gegenseitigen Einvernehmen bestimmt. 


Artikel 21 

(1) Die zuständigen Verwaltungen des Nachbarstaates 
teilen die Personalhöchststärke ihrer Bediensteten, die 
sie im Regelfall in der Zone verwenden wollen, den zu- 
ständigen Verwaltungen des Gebietsstaates mit. Es bleibt 
ihnen unbenommen, im Bedarfsfall weitere Bedienstete 
zu verwenden. Wenn die zuständigen Verwaltungen des 
Gebietsstaates dies beantragen, werden beide Verwal- 
tungen über die Anzahl der in der Zone tätigen Be- 
diensteten des Nachbarstaates in Verhandlungen ein- 
treten. 

(2) Die zuständigen Verwaltungen des Gebietsstaates 
können durch begründetes Ersuchen die Abberufung von 
Bediensteten des Nachbarstaates verlangen, die ihren 
Dienst im Gebietsstaat ausüben. 


TEIL III 

Dienslslellen 

Artikel 22 

Die Vertragsparteien werden sich bemühen, die Öff- 
nungszeiten und Befugnisse der Dienststellen aufeinander 
abzustimmen. 

Artikel 23 

(1) Die zuständigen Verwaltungen bestimmen im 
gegenseitigen Einvernehmen; 

a) die für die Dienststellen des Nachbarstaates be- 
nötigten Räume sowie die dafür zu entrichtende 
Vergütung, insbesondere für Miete, Beleuch- 
tung, Heizung und Reinigung; 

b) die Abteile, die den Bediensteten vorzubehalten 
sind, die die Grenzabfertigung im Zug während 
der Fahrt durchführen. 

(2] Ist die Eisenbahnverwaltung des Nachbarstaates 
nach dessen Gesetzgebung verpflichtet, den mit der 
Grenzabfertigung beauftragten Behörden Räume zur Ver- 
fügung zu stellen und sonstige Leistungen für sie zu 
bewirken, so ist die Eisenbahnverwaltung des Gebiets- 
staates gehalten, einem entsprechenden Ersudien der 
Eisenbahnverwaltung des Nachbarstaates gegen Ver- 
gütung stattzugeben. 


Article 20 

(1) Les objets necessaires ä l'execution du service et 
les objets personnels, y compris les vivres, dont les 
agents du pays limitrophe ont besoin ä l'occasion de 
l'exercice de leurs fonctions dans le pays de sejour et 
qu’ils einportent quand ils se rendent ä leur service sur 
le territoire de ce dernier pays ou en reviennent, sont 
Importes et reexportes en franchise de tous droits et 
taxes, sur simple declaration verbale et sans Constitution 
de garantie. II en est de meme des vehicules de service 
et des vehicules personnels, dont les agents se servent 
pour l'exercice de leurs fonctions. 

(2) A moins qu’il n'en soit dispose autrement de com- 
mun accord par les administrations competentes, les 
interdictions et restrictions d’importation ou d'exporta- 
tion ne s'appliquent pas aux objets vises au para- 
graphe 

(3) Les administrations competentes determinent de 
commun accord les mesures de surveillance jugees 
necessaires. 


Article 21 

(1) Les administrations competentes du pays limitrophe 
communiquent aux administrations competentes du pays 
de sejour l'effectif maximum des agents qu'elles de- 
sirent employer normalement dans la zone. Elles peii- 
vent, en cas de necessite, employer un plus grand 
nombre d'agents. Lorsque les administrations compe- 
tentes du pays de sejour le demandent, les deux admi- 
nistrations negocieront au sujet du nombre d'agents du 
pays limitrophe exergant dans la zone. 

(2) Les administrations competentes du pays de sejour 
peuvent, par une demande motivee, exiger que des 
agents du pays limitrophe qui exercent leurs fonctions 
sur le territoire du pays de sejour soient rappeles. 


PARTIE III 
Bureaux 
Article 22 

Les Parties Contractantes s'efforceront d'harinoniser 
les heures d'ouverture et les attributions des bureaux. 

Article 23 

(1) Les administrations competentes determinent de 
commun accord: 

a) les locaux qui sont necessaires pour les bu- 
reaux du pays limitrophe, ainsi que les indem- 
nites ä payer pour ces locaux, notamment pour 
loyers, eclairage, chauffage et nettoyage; 

b) les compartiments qui sont ä reserver aux 
agents charges des contröles des trains en cours 
de route. 

(2] Si l'administration ferroviaire du pays limitrophe 
doit, en vertu de la legislalion de ce pays, fournir des 
locaux aux autorites chargees des contröles et effcctuer 
ä leur profit d'autres prestations, l'administration ferro- 
viaire du pays de sejour est tenue de donner suite, 
contre retribution, ä une demande de l'espece emanant 
de radministration ferroviaire du pays limitrophe. 
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Artikel 24 

Die für die Dienststellen des Nachbarstaates bestimm- 
ten Räume können durch Amtsschilder und Hoheits- 
zeichen in dessen Nationalfarben nach außen kenntlich 
gemacht werden. 

Artikel 25 

Innerhalb der Räume, die den Bediensteten des Nach- 
barstaates zum Alleingebrauch zur Verfügung gestellt 
sind, haben diese das Recht, die Ordnung aufrecht- 
zuerhalten und Personen, die diese Ordnung stören, 
daraus zu entfernen. 

Artikel 26 

(1) Material, Möbel und andere Gegenstände, die für 
das Tätigwerden der Dienststellen des Nachbarstaates 
im Gebietsstaat erforderlich sind, bleiben im Ein- und 
Wiederausgang, vorbehaltlich ihrer ordnungsgemäßen 
Anmeldung, frei von allen Zöllen und sonstigen Ab- 
gaben, ohne daß eine Sicherheit zu leisten ist. 

(2) Sofern von den zuständigen Verwaltungen im 
gegenseitigen Einvernehmen nichts anderes bestimmt 
wird, finden Einfuhr- und Ausfuhrverbote oder -beschrän- 
kungen auf die in Absatz 1 bezeichncten Gegenstände 
keine Anwendung. 

Artikel 27 

(1) Die telefonischen und telegraphischen Verbindun- 
gen (einschließlich Fernschreiber), die für das Tätig- 
werden der Dienststellen des Nachbarstaates im Gebiets- 
staat erforderlich sind, dürfen in das Gebiet des letzteren 
Staates weitergeführt werden, um unmittelbare Verbin- 
dungen mit diesen Dienststellen zu ermöglichen. 

(2) Die Regierungen der Vertragsparteien verpflichten 
sich, zu demselben Zweck und soweit wie möglich alle 
Erleichterungen zu gewähren, die die Verwendung an- 
derer Mittel auf dem Gebiet des Fernmeldewesens be- 
treffen. 

(3) Die zuständigen Verwaltungen der Vertragsparteien 
werden die zur Durchführung der Absätze 1 und 2 er- 
forderlichen Maßnahmen im gegenseitigen Einvernehmen 
ergreifen. 

Artikel 28 

Briefe, Pakete und Wertsendungen, die von den Dienst- 
stellen des Nachbarstaates abgesandt werden oder die 
für sie bestimmt sind, können von den Bediensteten 
dieses Staates ohne Einschaltung der Post- oder der 
Eisenbahnverwaltung und frei von Gebühren befördert 
werden, sofern diese Sendungen den Dienststempel der 
absendenden Behörde tragen. 

Artikel 29 

Personen aus dem Nadibarstaat können bei dessen 
Zollstellen im Gebietsstaat alle die Grenzabfertigung 
betreffenden Tätigkeiten wie im Nachbarstaat vor- 
nehmen. 

Artikel 30 

(1) Artikel 29 ist insbesondere auf Personen aus dem 
Nachbarstaat anzuwenden, die die in diesem Artikel ge- 
nannten Tätigkeiten gewerbsmäßig betreiben. Sie unter- 
liegen hinsichtlich dieser Tätigkeiten den sich hierauf 
beziehenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften des 
Nachbarstaates und nicht denen des Gebietsstaates. Die 
so bewirkten Leistungen werden bei der Umsatzsteuer 
als ausschließlich im Nachbarstaat bewirkte Leistungen 
angesehen. Dieser Absatz gilt nicht für die Erhebung der 
direkten Steuern, insbesondere der Steuern vom Ein- 
kommen und Vermögen. 


Article 24 

Les locaux affectes aux bureaux du pays limitrophe 
peuvent etre designes a l'exterieur par une inscription 
et un ecusson aux couleurs nationales dudit pays. 

Article 25 

Dans les locaux qui sont mis ä leur disposition exclu- 
sive, les agents du pays limitrophe ont le droit de 
maintenir l'ordre et d'expulser les personnes qui le 
troublent. 

Article 26 

(1) Le materiel, le mobilier et les autres objets, neces- 
saires au fonctionnement des bureaux du pays limitrophe 
situcs dans le pays de sejour, sont Importes et reexpor- 
tes en franchise de tous droits et taxes et sans Constitu- 
tion de garantie, sous reserve de leur declaration regu- 
liere. 

(2) A moins qu'il n'en soit dispose autrement de com- 
mun accord par les administrations competentes, les 
interdictions ou restrictions d’importation ou d'exporta- 
tion ne s'appliqucnt pas aux objets vises au para- 
graphe Ur. 

Article 27 

(1) Les lignes telephoniques et telegraphiques (y com- 
pris les tclescripteurs) necessaires au fonctionnement des 
bureaux du pays limitrophe situes dans le pays de 
sejour peuvent etre prolongees sur le territoire de ce 
dernier pays, en vue de permettre des Communications 
directes avec ces bureaux. 

(2) Les Gouvernements des Parties Contractantes s'en- 
gagent ä accorder, aux niemes fins et dans la mesure 
du possible, toutes facilites en ce qui concerne l'utili- 
sation d'autres moyens de telecommunications. 

(3) Les administrations competentes des Parties Con- 
tractantes prendront de commun accord les mesures 
necessaires en vue de l'application des paragrnphes 
Premier et 2. 

Article 28 

Les lettres, colis et valeurs qui sont expedies par les 
bureaux du pays limitrophe ou qui leur sont destines, 
peuvent etre transportes par les agents de ce dernier 
pays Sans Intervention de l'administration postale ou de 
l'administration ferroviaire et en frandiise de port, pour 
autant que ces envois portent le cachet des Services ex- 
pediteurs. 

Article 29 

Les personnes du pays limitrophe peuvent accomplir 
aux Offices des douanes de ce pays situes dans le pays 
de sejour toutes les formalites relatives aux contröles 
comme dans le pays limitrophe meme. 

Article 30 

(1) L'article 29 est notamment applicable ä des per- 
sonnes du pays limitrophe qui cxercent professionnelle- 
ment l’activite visee par ledit article. En ce qui concerne 
Lexercicc de cette activite, lesdites personnes sont sou- 
mises aux prescriptions legales et reglementaires regis- 
sant la matierc dans le pays limitrophe, et non ä cellcs 
du pays de sejour. Les prestations ainsi fournies sont, 
pour ce qui est de la taxe sur le chiffre d'affaires, con- 
siderces comme des prestations fournies exclusivement 
dans le pays limitrophe. Le present paragraphe ne vise 
pas la pcrception des impots directs, notamment des 
impöts sur les revenues et des impots sur la fortune. 
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(2) Die im Absatz 1 genannten Personen können in- 
soweit, als sie bei den im Gebietsstaat liegenden Zoll- 
stelien des Nachbarstaates tätig werden, gleichermaßen 
deutsches wie luxemburgisches Personal beschäftigen. 
Die Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Gebiets- 
staates, die die Beschäftigung ausländischer Arbeit- 
nehmer regeln, sind in diesem Fall nicht anwendbar. 

(v3) Für den Grenzübertritt und den Aufenthalt im Ge- 
bietsstaat gelten dessen allgemeine Bestimmungen. Die 
hiernach möglichen Erleichterungen sind zu gewähren. 


TEIL IV 

Besondere Bestimmungen für den Eisenbahnverkehr 

Artikel 31 

(1) Die Eisenbahnverwaltungen der beiden Staaten 
regeln im gegenseitigen Einvernehmen die Einzelheiten 
der Organisation und des Betriebes der Gemeinschafts- 
und Betriebswechselbahnhöfe, die Aufteilung der Kosten 
der Anlagen, ihrer Erneuerung, ihrer Unterhaltung und 
des Betriebes. 

(2) Die Vorschriften der Artikel 14 bis 21 und der 
Artikel 24 bis 28 finden Anwendung auf das Personal 
und die Eisenbahndienststellen des einen Staates, die 
ihre Tätigkeit auf im anderen Staat gelegenen Bahnhöfen 
mit nebeneinanderliegenden Grenzabfertigungsstellen so- 
wie auf den im anderen Staat gelegenen Gemeinschafts- 
oder Betriebswechselbahnhöfen oder in Zügen zwischen 
der Grenze und diesen Bahnhöfen ausüben. 

Artikel 32 

Es werden Erleichterungen gewährt für die Über- 
weisung von Geldbeträgen, die aus der Erhebung von 
Beförderungskosten oder Kosten ähnlicher Art stammen 
und die von dem Personal der Eisenbahnverwaltung des 
einen Staates, das seine Tätigkeit auf dem Gebiet des 
anderen Staates ausübt, eingenommen werden. 

Artikel 33 

(1) Das Personal der Eisenbahnverwaltung des einen 
Staates kann, soweit es hierzu nach dem Recht seines 
Staates befugt ist, geeignete Maßnahmen ergreifen, um 
die Ordnung und Sicherheit in den Zügen zwischen der 
Grenze und dem im anderen Staat gelegenen Gemein- 
schafts- oder Betriebswechselbahnhof aufrechtzuerhalten. 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften zur Aufrecht- 
erhaltung der Ordnung und Sicherheit in diesen Zügen 
werden dem zuständigen Bahnhof des anderen Staates 
zur weiteren Veranlassung mitgeteilt, 

(2) Eine Festnahme durch das in Absatz 1 bezeichnete 
Personal auf der Strecke zwischen der Grenze und dem 
im anderen Staat gelegenen Gemeinschafts- oder Be- 
triebswechselbahnhof ist ausgeschlossen. Jedoch ist die- 
ses Personal befugt, Personen, die sich einer oben- 
genannten Zuwiderhandlung schuldig gemacht haben, 
dem nächsten Bahnhof des anderen Staates zur schrift- 
lichen Aufnahme des Sachverhalts vorzuführen. 

TEIL V 

Schlußbestimmungen 

Artikel 34 

Die zuständigen Minister der Vertragsparteien verein- 
baren die zur Durchführung dieses Abkommens erforder- 
lichen Verwaltungsmaßnahmen. Der diplomatische Weg 
wird hierdurch nicht ausgeschlossen. 


(2) Les personnes visees au paragraphe premier peu- 
vent, pour Fexercice de leur activite aupres des Offices 
des douanes du pays limitrophe situes dans le pays de 
sejour, employer indifferemment du personnel luxem- 
bourgeois et allemand. Les prescriptions legales et regle- 
mentaires du pays de sejour regissant l'emploi de 
travailleurs etrangers ne sont pas applicables dans ce 
cas. 

(3) Les prescriptions generales du pays de sejour sont 
applicables pour le franchissement de la fontiere et pour 
le sejour audit pays. Les facilites compatibles avec ces 
dispositions doivent etre accordecs. 

PARTIE IV 

Dispositions particuli^res applicables 
au trafic ferroviaire 

A r t i c 1 e 31 

(1) Les administrations ferroviaires des deux Btats 
determinent de commun accord les modalites d'organi- 
sation et d'exploitation des gares communes et d'echange 
ainsi que le mode de repartition des depenses de con- 
struction, d'amenagement, de renouvellement, d'entre- 
tien et d’exploitation de ces gares, 

(2) Les dispositions des articles 14 ä 21 et 24 ä 28 
sont applicables au personnel et aux Services des ad- 
ministrations ferroviaires de Lun des pays qui, sur le 
territoire de l'autre pays, exercent leurs fonctions dans 
des gares oü s'effectuent des controles juxtaposes ou 
dans des gares communes ou d'echange ou dans des 
trains entre ces gares et la frontiere. 


A r t i c 1 e 32 

Des facilites seront accordees pour le transfert des 
fonds provenant des frais de transport ou autres frais 
similaires encaisses par le personnel de Ladministration 
ferroviaire de Lun des pays fonctionnant sur le terri- 
toire de 1 autre pays. 


Article 33 

(1) Le personnel de Ladministration ferroviaire de 
Lun des pays peut, pour autant qu'il y soit autorise par 
la legislation de son pays, prendre les mesures propres 
ä maintenir Lordre et la securite dans les trains entre la 
frontiere et la gare commune ou d'echange situee sur le 
territoire de l'autre pays. Les infractions aux prescrip- 
tions concernant le maintien de Lordre et de la securite, 
commises dans ces trains, sont signalees au Service com- 
petent de la gare de l'autre pays, pour y donner la suite 
necessaire. 

(2) Le personnel vise au paragraphe l^r ne peut, sur 
le parcours entre la frontiere et la gare commune ou 
d'echange situee dans l'autre pays, proceder ä aucune 
arrestation. Toutefois, ledit personnel est autorise ä 
conduire les personnes qui se sont rendues coupables 
des infractions susvisees ä la gare la plus proche de 
l’autre pays, pour la redaction de Lacte contraven- 
tionnel. 

PARTIE V 

Dispositions finales 
Article 34 

Les Ministres competents des Parties Contractantes 
determinent les mesures administratives necessaires pour 
Lapplication du present Accord. Cette procedure n'exclut 
pas la voie diplomatique. 
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Artikel 35 

Die Regierungen der Vertragsparteien können durch 
einfachen diplomatischen Notenaustausch, vorbehaltlich 
einer etwa innerstaatlich notwendigen Zustimmung durch 
die gesetzgebenden Körperschaften, Änderungen dieses 
Abkommens vereinbaren, die sich auf Grund der Er- 
fahrungen als zweckmäßig erweisen. 


Artikel 36 

In Ausführung von Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a, b 
und c getroffene Maßnahmen können entweder im 
gegenseitigen Einvernehmen oder auf Antrag eines der 
Vertragsparteien wieder aufgehoben werden. Im letzteren 
Falle kann der Staat, der seine Dienste auf sein Gebiet 
zurückzieht, eine Räumungsfrist beanspruchen, die zwölf 
Monate, vom Zeitpunkt des Ersuchens an gerechnet, nicht 
überschreiten darf. 

Artikel 37 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, so- 
fern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegenüber der Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg innerhalb von drei Monaten nach Inkraft- 
treten des Abkommens eine gegenteilige Erklärung 
abgibt. 

Artikel 38 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation,- die 
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich in 
Luxemburg ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten 
Monats, der dem Austausch der Ratifikationsurkunden 
folgt, in Kraft, 

(3) Dieses Abkommen kann jederzeit schriftlich ge- 
kündigt werden; es tritt ein Jahr nach seiner Kündigung 
außer Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten 
dieses Abkommen unterschrieben und mit ihren Siegeln 
versehen, 

GESCHEHEN zu Bonn am 16. Februar 1962 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und französischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 


Arti de 35 

Les Gouvernements des Parties Contractantes peuvent, 
par simple echange de notes diplomatiques et sous re- 
serve de l'approbation par le pouvoir legislatif, pour 
autant que celle-ci soit requise par la legislation natio- 
nale, convenir d'apporter au present Accord les modifi- 
cations dont l'experience aurait fait reconnaitre l'oppor- 
tunite. 

Arti de 36 

II peut etre mis fin ä des mesures prises en cxecution 
de Tarticle 1er, paragraphe 2, lettres a), b) et c), soit de 
commun accord, soit ä la requete de Tune des Parties 
Contractantes. Dans ce dernicr cas, l'Etat dont les Ser- 
vices seront retransferes sur son territoire pourra recla- 
mer un delai qui n'excedera pas douze mois ä compter 
de la date de la requete. 


A r t i cl e 37 

Le present Accord s’applicjuera egalement au Land 
Berlin, ä moins que le Gouvernement de la Republique 
Föderale d'Allemagne ne fasse au Gouvernement du 
Grand-Duche de Luxembourg une declaration contraire 
dans un delai de trois mois apres l'entree en vigueur 
du present Accord. 

Arti de 38 

(1) Le present Accord sera ratifie et les Instruments 
de ratification seront echanges aussitöt que possible ä 
Luxembourg, 

(2) Le present accord entrera en vigueur le premier 
jour du deuxieme mois qui suivra l'echange des Instru- 
ments de ratification. 

(3) Le present accord pourra etre denonce ä tout 
moment par ecrit; il cessera d'etre en vigueur un an 
apres sa denonciation. 

EN FOI DE QUOI les Plenipotentiaires ont signe le 
present Accord et Font revetu de leurs sceaux. 

FAIT ä Bonn, le 16 fevrier 1962 en double exemplaire 
original en langues allemande et francaise, les deux 
textes faisant egalement foi. 

Pour la Republique Föderale d'Allemagne: 


Carstens Carstens 

Dr.Zepf Dr.Zepf 


Für das Großherzogtum Luxemburg: 

J. Krem e r 
B r i sb o i s 


Pour le Grand-Duche de Luxembourg: 

J. Kreme r 
B r i s b o i s 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Das Abkommen entspricht den Anregungen und 
Grundsätzen der internationalen Genfer Abkommen 
vom 10. Januar 1952 zur Erleichterung des Grenz- 
überganges im Personen- und Gepäckverkehr mit 
der Eisenbahn und im Eisenbahngüterverkehr. Diese 
Grundsätze sollen nach dem vorliegenden Abkom- 
men auch für die Grenzabfertigung im Landstraßen- 
und Schiffsverkehr maßgebend sein. Gleichartige 
Abkommen sind bereits mit den Nachbarstaaten 
Österreich (Bundesgesetzbl. 1957 II S. 581), Belgien 
(Bundesgesetzbl. 1958 II S. 190), Frankreich (Bundes- 
gesetzbl. 1960 II S. 1533), den Niederlanden (Bundes- 
gesetzbl. 1960 II S. 2181) und der Schweiz (Bundes- 
gesetzbl. 1962 II S. 877) abgeschlossen worden. 

II. Besonderes 

Nach Artikel 1 Abs. 3 des Abkommens können die 
zuständigen Minister der beiden Staaten von Fall 
zu Fall vereinbaren, daß nebeneinanderliegende 
Grenzabfertigungsstellen (Zoll- und Grenzschutz- 
stellen) beider Staaten auf dem Gebiet des einen 
Vertragsstaates errichtet werden oder daß in Zügen 
und auf Schiffen von den Bediensteten beider Staa- 
ten während der Fahrt abgefertigt wird, oder daß 
im Eisenbahnverkehr Gemeinschafts- oder Betriebs- 
wechselbahnhöfe errichtet werden. 

Beide Staaten räumen sich die Berechtigung ein, im 
Rahmen des vorliegenden Abkommens ihre Grenz- 
abfertigung auf dem benachbarten Staatsgebiet vor- 
zunehmen. Die Grenzabfertigung im Sinne dieses 
Abkommens umfaßt alle Maßnahmen, die zur 
Durchführung der Vorschriften der beiden Staaten 
vorgesehen sind, die sich auf den Grerizübertritt 
von Personen und den Ein- und Ausgang von 
Waren und anderen Vermögensgegenständen be- 
ziehen. Dazu gehören insbesondere die Zoll-, 
Außenwirtschafts- und Paßabfertigung sowie die 
Überwachung der Ein-, Aus- und Durchfuhrverbote 
oder -beschränkungen zum Schutze von Menschen, 
Tieren und Pflanzen. Dementsprechend werden im 
Rahmen der Grenzabfertigung die grenzhoheitlichen 
Funktionen des einen Vertragsstaates (Nachbar- 
staat) mit den danach in Betracht kommenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften und den sich 
aus diesen ergebenden Befugnissen auf das Gebiet 
des anderen Vertragsstaates (Gebietsstaat) ausge- 
dehnt. Dieser Erweiterung des hoheitlichen Bereichs 


des Nachbarstaates entspricht jeweils die Verpflich- 
tung des Gebietsstaates, die danach für zulässig 
gehaltenen Einwirkungen zu dulden. Die einschlägi- 
gen Bestimmungen des Abkommens beschränken 
sich auf das zur Wahrnehmung der Grenzabferti- 
gungsfunktion erforderliche Maß. Es wurde vor- 
gesehen, daß bei Amtspflichtverletzungen durch 
Bedienstete im Sinne des Artikels 2 Nr. 4 des Ab- 
kommens der Nachbarstaat für den Schaden genau 
so haften soll, wie wenn der Schaden im Nachbar- 
staat einem Angehörigen des Nachbarstaates zuge- 
fügt worden wäre (Artikel 15 Abs. 2 des Abkom- 
mens). 

Für die Eisenbahnverwaltungen der beiden Staaten 
ist das Abkommen von besonderer Bedeutung, da 
es eine Vereinfachung und Beschleunigung der 
Grenzabfertigung des Eisenbahnübergangsverkehrs 
ermöglicht. Der Teil IV enthält besondere Bestim- 
mungen für den Eisenbahnverkehr, die wegen der 
nur den Eisenbahnen eigentümlichen Verhältnisse 
notwendig sind. Die Eisenbahnverwaltungen sind 
berechtigt bzw. ermächtigt, die Einzelheiten der Or- 
ganisation, des Betriebes und der Kostenteilung der 
Gemeinschafts- und Betriebswechselbahnhöfe im ge- 
genseitigen Einvernehmen selbst zu regeln. 

Die beiderseitigen Delegationen haben in einer Nie- 
derschrift ihre gemeinsame Auffassung über einige 
die Auslegung des Abkommens betreffende Fragen 
zum Ausdruck gebracht. Die Niederschrift ist der 
Denkschrift als Anlage 1 beigefügt. 

Bei den Delegationsverhandlungen im Mai 1956 
hatte die luxemburgische Delegation einen Vorbe- 
halt gegen Artikel 9 Abs. 1 Satz 3 des Abkommens 
geltend gemacht, der erst nach langwierigen Ver- 
handlungen ausgeräumt werden konnte. 

Es wurde Einverständnis darüber erzielt, daß für 
die vorgesehene Bestimmung der Strecken, auf 
denen die Züge während der Fahrt abgefertigt wer- 
den können, solange die Verkehrsverhältnisse sich 
nicht entscheidend ändern, nur der Streckenabschnitt 
von Trier bis Wasserbillig in Betracht kommt. Ein 
Notenwechsel hierüber vom 16. Februar 1962 ist der 
Denkschrift als Anlage 2 beigefügt. 

Der luxemburgische Vorbehalt und die durch die 
Kanalisation der Mosel notwendig gewordene Ein- 
beziehung des Schiffsverkehrs in das Abkommen 
waren die Gründe, weshalb das Abkommen erst am 
16. Februar 1962 unterzeichnet werden konnte. 
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Niederschrift 

über das Ergebnis der Verhandlungen zwischen einer 
deutschen und einer luxemburgischen Delegation über den 
Abschluß eines Abkommens betreffend die Errichtung 
nebencinanderliegender nationaler Grenzabfertigungs- 
stellen, über die Grenzabfertigung in Zügen wahrend 
der Fahrt und über die Bestimmung von Gemeinschafts- 
und Betriebswechselbahnhöfen, im Verkehr über die 
deutsch-luxemburgische Grenze. 

Vom 2. bis 5. Mai 1956 fanden in Luxemburg zwischen 
einer deutschen und einer luxemburgischen Delegation, 
deren Mitglieder in der anliegenden Liste aufgeführt 
sind, Verhandlungen über ein Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Großherzogtum 
Luxemburg betreffend die Errichtung nebeneinanderlie- 
gender nationaler Grenzabfertiyungsstellen, über die 
Grenzabfertigung in Zügen während der Fahrt und 
über die Bestimmung von Gemeinschafts- und Betriebs- 
wechselbahnhüfen, im Verkehr über die deutsch-luxem- 
burgische Grenze statt. 

Zu dem Entwurf des Abkommens, der von dem Leiter 
der deutschen und der luxemburgischen Delegation am 
Schluß der Verhandlungen paraphiert wurde, ist folgen- 
des zu bemerken: 


1. Zu Artikel 1 Abs. 3; 

Die Deutsche Bundesbahn ist berechtigt, die im Artikel 1 
Abs. 2c) vorgesehenen Verhandlungen über die Betriebs- 
wechselbahnhöfe selbst zu führen und die erforderlichen 
Vereinbarungen abzuschließen. 

2. Zu Artikel 7: 

Grundsätzlich kann die Paßabfertigung des Eingangs- 
staates nur nach der Paß- und Zollabfertigung des Aus- 
gangsstaates ausgeführt werden Indessen kann es in der 
Praxis dazu führen, daß in Bedarfsfällen die Paßabferti- 
gung des Eingangsstaates sich unmittelbar an die Paß- 
abfertigung des Ausgangsstaates anschließt. Wenn in 
einem solchen Falle ein mit der Paßabfertigung des 
Eingangsstaates beauftragter Bediensteter eine Person 
festnehmen will, so muß diese' Person selbstverständlich 
zunächst der Zollabfertigung des Aiisgangsstaates zuge- 
führt werden. Sollten die Zollbediensteten des Ausgangs- 
staates es für erforderlich halten, von ihrem Festnahme- 
recht Gebrauch zu machen, so haben diese Bediensteten 
das Vorrecht gegenüber den Paßkontrollbediensleten des 
Eingangsstaates, 


3. Zu Artikel 8 : 

(1) Wenn sich Personen, aus dem Gebietsstaat kom- 
mend, zu den in diesem Staat liegenden Dienststellen 
des Nachbarstaates aus anderen Gründen als zum Greiiz- 
übertritt begeben, liegt eine Einreise in den Nachbarstaat 
nicht vor. Die Bediensteten des Nachbarstaates sind des- 
halb nicht berechtigt, Personen, die aus diesem Anlaß 
die Zone betreten, festzunehmen. Den Dienststellen des 
Gebietsstaates bleibt es aus Gründen der Überwachung 
in diesen Fällen jedoch unbenommen, diese Personen in 
gleicher Weise abzufertigen, als ob sie ausreisen würden. 
Dieser Grundsatz gilt auch im Eisenbahnverkehr. 

(2) Die luxemburgische Delegation erklärte, daß wenn 
im Straßenverkehr luxemburgische Dienststellen auf 
deutschem Gebiet errichtet werden, es aus organisato- 
rischen Gründen erforderlich sei, diesen Dienststellen 
die Befugnisse zu erteilen, die ihnen normalerv/eise auf 


luxemburgischem Gebiet übertragen sind, insbesondere 
bezüglich der Erhebung von Verbrauchsteuern (Akzisen) 
für inländische Erzeugnisse. 

4. Zu Artikel 9 Abs. 1, Satz 3, zweiter Satzteil: 

Diese Bestimmung gestattet die Festnahme von Per- 
sonen, die von den zuständigen Behörden des Nachbar- 
staates wegen irgendeiner strafbaren Handlung gesucht 
werden. 


5. Zu Artikel 10: 

Die beiden Delegationen haben die Frage des Asyl- 
rechts erörtert. Das Asylrecht wird von diesem Abkom- 
men nicht berührt. 


6. Zu Artikel 13: 

Kosten, die einem der beiden Staaten im Rahmen des 
Artikels 13 des Abkommens erwachsen, werden nicht er- 
stattet. 


7. Zu Artikel 17 Abs. 1 : 

Das Wort „können" wird hier in der Absicht gebraucht, 
diese Regelung auch auf Bedienstete ausziidehnen, die 
gewöhnlich keine Dienstkleidung tragen und sich nur 
gelegentlich in die Zone begeben müssen (z. B. zur Kon- 
trolle des dort arbeitenden Personals). Die Delegationen 
stimmten jedoch darin überein, daß die Bediensteten, die 
täglich oder regelmäßig in der Zone ihren Dienst aus- 
üben und im Publikumsvorkehr tätig sind (Zoll- und 
Paßkontrollbedienstete), in der Regel ihre Dienstkleidung 
oder ein sichtbares Kennzeidien tragen müssen. 


8. Zu Artikel 18 : 

Steuern fallen nicht unter den Begriff der öffentlich- 
rechtlichen persönlichen Dienst- und Sachleistungen. 

9. Zu Artikel 20 Abs. 1 Satz 2: 

Soweit für Fahrzeuge eine Versicherungspflicht besteht, 
wird diese von dem Abkommen nicht berührt. 

10. Zu Artikel 29 und 30: 

(1) Unter „Personen" im Sinne dieser Vorschriften sind 
natürliche und juristische Personen zu verstehen, 

(2) Wenn bei der Errichtung von Dienststellen im 
Straßenverkehr sich die Notwendigkeit ergibt, Geschäfts- 
stellen der zur Ausgabe des Triptyks und Carnets er- 
mächtigten Touring- oder Automobilklubs des Nachbar- 
staates in der Zone einzurichten, wird die Regierung des 
Gebictsstaates ihnen alle nur möglichen Erleichterungen 
bezüglich der Ausgabe dieser Dokumente und der Über- 
weisung der hierfür eingenommenen Geldbeträge ge- 
währen. 


11. Zu Artikel 32 ; 

Die deutsche Delegation konnte den Artikel 32 akzep- 
tieren, da die luxemburgische Delegation erklärt hat, daß 
er nicht darauf abziele, die Überweisung der von dem 
Personal der Eisenbabnverwaltung des Nachbarstaates 
eingenommenen Geldbeträge zu verbieten, sondern daß 
er lediglich den Behörden des Gebietsstaates das Recht 
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zugestehe, diese Überweisungen zu überwachen. Außer- 
dem waren sich die beiden Delegationen der rechtlichen 
Verpflichtung bewußt, die sich für beide Staaten aus dem 
„Liberalisierungs-Kodex" der OEEC ergibt. 

12. Zu Artikel 36 Satz 2: 

Der Staat, der seine Dienste zurückzieht, wird die 
Interessen des anderen Staates gebührend berücksichti- 
gen. 

Luxemburg, den 5. Mai 1956 

Für die luxemburgische Delegation: 
B r i sb 0 i s 
Reuter 

Für die deutsche Delegation: 
Mühlenhöver 
Arndt 


u den bcniuiiDestimmungen: 

Schiedsklausel: 

Die Delegationen stellten übereinstimmend fest, daß 
Artikel X des Brüsseler Vertrages über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Zusammenarbeit und über kollek- 
tive Selbstverteidigung vom 17. März 1948 in der Fassung 
vom 23. Oktober 1954 als Grundlage für die Beilegung 
von Streitigkeiten dient, die sich aus der Auslegung oder 
Anwendung dieses Abkommens ergeben können. 


Anlage 2 zur Denkschrift 


Luxemburgische Botschaft 
9196 

Verbalnote 


Die Großherzoglich Luxemburgische Botschaft beehrt 
sich, dem Auswärtigen Amt folgendes mitzuteilen: 

Bei den Verhandlungen über den Abschluß eines 
deutsch-luxemburgischen Abkommens über die Zusammen- 
legung der Grenzabfertigung und über die Errichtung von 
Gemeinschafts- oder Betriebswechselbahnhöfen an der 
deutsch-luxemburgischen Grenze bestand Einverständnis 
darüber, daß für die vorgesehene Bestimmung der 
Strecken, auf denen die Züge während der Fahrt abge- 
fertig werden können, solange die Verkehrsverhält- 
nisse (Fahrgeschwindigkeit, Zahl der Wagen usw.) sich 
nicht entscheidend ändern, nur der Streckenabschnitt von 
Trier bis Wasserbillig in Betracht kommt. 

Die Großherzoglich Luxemburgische Botschaft bittet 
das Auswärtige Amt um Bestätigung, daß baldmöglichst 
nach Inkrafttreten des vorgenannten Abkommens eine 
Vereinbarung gemäß Artikel 1 Absatz 3 hierüber ge- 
troffen werden soll. 


Die Großherzoglich Luxemburgische Botschaft benutzt 
diesen Anlaß, das Auswärtige Amt erneut ihrer ausge- 
zeichneten Hochachtung zu versichern. 

Bonn, den 16. Februar 1962 

L. S. 


An das 

Auswärtige Amt 
Bonn 


Auswärtiges Amt 
502-81. SA 43 

Verbalnote 

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Großherzoglich 
Luxemburgischen Botschaft den Empfang ihrer Verbalnote 
vom 16. Februar 1962 zu bestätigen, die wie folgt lautet; 

„Die Großherzoglich Luxemburgische Botschaft beehrt 
sich, dem Auswärtigen Amt folgendes mitzuteilen: 

Bei den Verhandlungen über den Abschluß eines 
deutsch-luxemburgischen Abkommens über die Zusam- 
menlegung der Grenzabfertigung und über die Errich- 
tung von Gemeinschafts- oder Betriebswechselbahn- 
höfen an der deutsch-luxemburgischen Grenze bestand 
Einverständnis darüber, daß für die vorgesehene Be- 
stimmung der Strecken, auf denen die Züge während 
der Fahrt abgefertigt werden können, solange die 
Verkehrsverhältnisse (Fahrgeschwindigkeit, Zahl der 
Wagen usw.) sich nicht entscheidend ändern, nur der 
Streckenabschnitt von Trier bis Wasserbillig in Betracht 
kommt. 

Die Großherzoglich Luxemburgische Botschaft bittet 
das Auswärtige Amt um Bestätigung, daß baldmöglichst 
nach Inkrafttreten des vorgenannten Abkommens eine 
Vereinbarung gemäß Artikel 1 Absatz 3 hierüber ge- 
troffen werden soll." 

Das Auswärtige Amt bestätigt der Großherzoglich 
Luxemburgischen Botschaft, daß baldmöglichst nach In- 
krafttreten des genannten Abkommens gemäß Artikel 1 
Absatz 3 eine Vereinbarung über die Bestimmung des 
Streckenabschnitts Trier/Wasserbillig bei der Abfertigung 
in Zügen während der Fahrt getroffen werden soll. 

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, die Groß- 
herzoglich Luxemburgische Botschaft erneut seiner aus- 
gezeichneten Hochachtung zu versichern. 

Bonn, den 16. Februar 1962 

L. S. 


An die 

Großherzoglich Luxemburgische 
Botschaft 


16 


© Bo IG 486 11. 62 



